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SES, Zukunftsfonds, Pensionsfonds

Das Geschäft mit dem Tod

Justin Turpel ist ehemaliger Abgeordneter von déi 
Lénk und weiterhin Aktivist für Menschenrechte und 
soziale Gerechtigkeit;

Marc Keup war langjähriger Mitarbeiter der ASTM und 
ist seit Juni 2015 parlamentarischer Mitarbeiter des 
Abgeordneten David Wagner (déi Lenk).

Der Luxemburger Staat investiert in Waffen- und Rüstungsindustrie und macht Geschäfte mit Aktivitäten, die 
gegen internationales Recht, gültige Konventionen und Menschenrechte verstoßen. So bei der Satellitengesellschaft 
SES, dem Luxemburger Zukunftsfonds und dem öffentlichen Pensionsfonds. 

Im Februar 2015 wurde, 
 um die Militärausgaben zu steigern  

und den Beitrag Luxemburgs 
zur Nato zu erhöhen, 

 die Joint Venture LuxGovSat SA 
gegründet, eine öffentlich-private 

Partnerschaft, zwischen dem 
Luxemburger Staat  

und der SES ASTRA SA.

Justin Turpel, Marc Keup

„Unser Krieg gegen den Terror beginnt 
mit Al-Qaida, aber er endet nicht dort. Er 
wird nicht enden, bis jede terroristische 
Gruppe von globaler Reichweite gefun-
den, gestoppt und geschlagen ist.“ So er-
klärte US-Präsident George W. Bush am 
20. September 2001 – 9 Tage nach 9/11 
– vor dem US-Kongress den „Krieg gegen 
Terror“. Dazu gehört auch der Einsatz von 
bewaffnete Drohnen, die via Satellit ge-
steuert werden um „Terroristen“, die auf 
der amerikanischen „kill-list“ stehen, ge-
zielt abzuschießen.

Es störte die US-Administration nicht, 
dass der Einsatz von Killerdrohnen eine 
Vollstreckung der Todesstrafe ohne Ge-
richtsurteil darstellt; dass dabei vor al-
lem Zivilisten, auch viele Kinder, getötet 
werden, gilt als Kollateralschaden. Um 
2009 den Anführer der Taliban Baitullah 
Mehsud zu töten, führten die USA ins-
gesamt 16 Drohnenangriffe durch, bei 
denen, je nach Schätzung zwischen 207 
und 321 Menschen ums Leben kamen. 
Die meisten davon waren unschuldige 
Zivilisten. 

Der Krieg mit den Killerdrohnen verstößt 
gegen die Genfer Konvention, die nach 
dem 2. Weltkrieg geschaffen wurde, unter 
anderem um die Zivilbevölkerung wäh-
rend Kriegen zu schützen. Außerdem ist 
dieser Krieg vollkommen kontraproduk-

tiv, da er mehr Terror und „Terroristen“ 
produziert, als er deren beseitigt! 

Killerdrohnen durch SES-Satelliten 
gesteuert …

Und dort mittendrin steht die Luxembur-
ger SES. Über ihre Satelliten wird ein be-
trächtlicher Teil der Killerangriffe gesteu-
ert. Noch vor Jahren scheute sich die SES 
das Steuern von Militärdrohnen offen zu-
zugeben. Es war der hundertprozentigen 
SES-Tochter SES-GS (SES-Gouverne-
ment Solutions) vorbehalten, Kommuni-
kationsbandbreiten für Drohneneinsätze 

anzubieten. Nachdem das „Luxemburger 
Wort“ im Dezember 2016 auf die entspre-
chende Werbung auf der Internetseite von 
SES-GS hingewiesen hatte, wurden diese 
Bilder sofort vom Internet-Auftritt der 
SES-GS entfernt. Verträge mit dem ame-
rikanischen Verteidigungsministerium zur 
Bereitstellung von Übertragungskapazi-
täten unter anderem für die Air Base in 
Ramstein, wurden geheim gehalten. In-
zwischen wirbt die SES direkt und offen 
für diesen neuen Geschäftszweig.

Und diese SES gehört dem Luxemburger 
Staat und der Spuerkeess.

Es geht hier nicht darum alle Aktivi-
täten der SES zu verteufeln. Vieles, was 
deren Satelliten ermöglichen, ist durch-
aus nützlich und oftmals hilfreich, so 
beispielswiese das Übertragen von Tele-
fongesprächen und andere Kommunika-
tionen, das Übertragen von Internet und 
Fernsehen, ebenso wie die Kommunika-
tion in entlegene Teile der Welt und in 
Notstandsgebiete.

Selbst das Steuern von Drohnen ist nicht 
per se zu verurteilen, so etwa wenn es sich 
um zivile Transport- und Beobachtungs-
drohnen handelt. Doch wenn die SES of-
fen für das Steuern von Drohnen vom Typ 
Reaper oder Predator wirbt und beim Steu-
ern von Killerdrohnen mitmacht, kann die 
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Als Donald Trump  
im November 2016 die 

US-Präsidentschaftswahlen für sich 
entscheiden konnte,  
hießen die Gewinner  

unter anderem General Dynamics, 
Lookhead Martin,  

Northrop Grumman,  
Raytheon oder Textron. 

Regierung sich nicht unwissend stellen, so 
wie dies Medienminister Xavier Bettel und 
Verteidigungsminister Etienne Schneider 
noch im Oktober 2015 in ihrer Antwort 
auf eine parlamentarische Anfrage des Ab-
geordneten Serge Urbany vortäuschten.

Die Bereitstellung von Satellitenkapa-
zitäten zum Steuern von Drohnen, die 
Menschen umbringen, ist für die SES zu 
einem Geschäftszweig geworden. Doch 
bis dato hat sich kein Vertreter des Staa-
tes im Verwaltungsrat der SES dagegen 
gewehrt. Und kein Regierungsmitglied, 
kein Parlamentsbeschluss hat die SES bis-
her aufgefordert, dies zu unterlassen. Folg-
lich stellt auch der Luxemburger Staat das 
Geschäft mit dem Töten über elementare 
Menschenrechte! 

… internationales Recht missachtet

Dies obwohl der Luxemburger Staat, 
ebenso wie seine Vertreter in den Verwal-
tungsräten, eigentlich dazu verpflichtet 
sind für die Achtung der Menschenrechte, 
der Genfer Konvention und anderer in-
ternational gültiger Bestimmungen zu sor-
gen. Zweifellos könnte die SES auch gute 
Geschäftsresultate ohne die Beihilfe zum 
Steuerern von Killerdrohnen machen. 
Stattdessen ist die SES dabei, diesen Ge-
schäftszweig noch auszubauen.

Im Februar 2015 wurde – um die Militär- 
ausgaben zu steigern und den Beitrag 
Luxemburgs zur Nato zu erhöhen – die 
Joint Venture LuxGovSat SA gegründet, 
eine öffentlich-private Partnerschaft, zwi-
schen dem Luxemburger Staat und der 
SES ASTRA SA, einer Tochtergesellschaft 

der SES. Diese soll den Kommunikations-
satelliten GovSat, dessen Sendekapazitä-
ten ausschließlich für militärische Zwecke 
genutzt werden sollen, auf Orbit bringen.  
Dabei will die Regierung – laut Geset-
zesprojet – strikt darauf achten, dass der 
neue Satellit nur zu Kommunikations-
zwecken und keineswegs „zur Steuerung 
von Drohnen“ benutzt wird,  und das in-
ternationale Recht, insbesondere im Hin-
blick auf die Steuerung von bewaffneten 
Drohnen, respektiert wird. 

Es ist unverständlich, wieso der Staat bei 
LuxGovSat SA auf den Respekt von inter-
nationalem Recht, insbesondere im Bezug 
auf die Steuerung von bewaffneten Droh-
nen, achten will, und dies nicht bei den 
Aktivitäten der SES selbst tut, obschon 
er dort mehrheitlicher Teilhaber ist. Soll 
internationales Recht bei militärischen 
Vorhaben respektiert werden, während es 
bei kommerziellen Aktivtäten missachtet 
wird? Eine nicht hinnehmbare Doppel-
moral! Oder soll sich dieser Widerspruch 
etwa dadurch auflösen, dass GovSat früher 
oder später ebenfalls (bewaffnete) Droh-
nen steuert und damit internationales 
Recht missachtet, so wie die SES dies jetzt 
schon tut?

Auch in anderen Bereichen verstößt der 
Staat gegen gültige internationale Kon-
ventionen. Der öffentliche Luxemburger 
Pensionsfonds investiert nachweislich in 
Firmen, die elementare Menschenrechte 
mit Füssen treten oder das Klimaschutz-
abkommen von Paris nicht respektieren. 
Und der Luxemburger Zukunftsfonds un-
terstützt sogar Betriebe, die Streubomben 
produzieren.

Zukunftsfonds …

Als Donald Trump im November 2016 
die US-Präsidentschaftswahlen für sich 
entscheiden konnte, hießen die Gewin-
ner unter anderem General Dynamics, 
Lookhead Martin, Northrop Grumman, 
Raytheon oder Textron. Die Aktien-
kurse dieser US-Rüstungskonzerne zogen 
sprunghaft an und blieben seither auf ei-
nem konstant hohen Niveau, da sich die 
Investoren von der republikanischen Ad-
ministration eine Erhöhung der Verteidi-
gungsausgaben und eine aktivere Politik 
beim Einfädeln von internationalen Waf-
fendeals erhofften. Eine Hoffnung, die 
sich auch prompt erfüllte, als Trump im 
Mai mit Saudi-Arabien, das unter ande-
rem in einen schmutzigen Krieg im Jemen 
involviert ist, einen Rüstungsdeal über 110 
Milliarden Dollar unterschrieb, was den 
genannten Firmen zu weiteren Aktien- 
gewinnen verhalf.

Von dieser Entwicklung profitiert – wenn 
auch in bescheidenem Maße – der Luxem-
burger Zukunftsfonds. Dieser Staatsfonds, 
der 2014 im Zuge des „Zukunftspak“ von 
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Laut eigenen Aussagen sollen die 
Ersparnisse und Renditen des 
Zukunftsfonds „den künftigen 

Generationen“ hier in Luxemburg 
zugutekommen. Welchen Preis „die 
jetzigen Generationen“ in Kriegs- 

und Krisengebieten dafür bezahlen, 
wird nicht berücksichtigt!

der aktuellen Regierung ins Leben gerufen 
wurde, hält indirekt Anleihen dieser Kon-
zerne. Auch wenn die absoluten Summen, 
die von der Regierung in diese Firmen 
investiert werden, angesichts der weiten 
Streuung des Portfolios eher gering sind, 
stellt sich trotzdem die Frage nach der poli- 
tischen Verantwortung.

Dies umso mehr, da oben genannte Kon-
zerne von einem anderen staatlichen 
Fonds in Luxemburg prinzipiell gemie-
den werden: Wegen ihrer Beteiligung an 
Atomwaffenprogrammen oder der Her-
stellung von Streumunition hat der Pen-
sionsfonds diese Konzerne allesamt auf 
ihre Ausschlussliste gesetzt und damit aus 
ihrem Portfolio verbannt. Denn schließ-
lich verstoßen diese Firmen gegen inter-
nationale Konventionen, die Luxemburg 
ratifiziert hat.

Das heißt jedoch nicht, dass der Pensions-
fonds nicht in die Rüstungsindustrie inve-
stiert. Er hält durchaus Anteile von Firmen 
wie Thales, United Technologies, Harris 
Corp, Rolls-Royce oder Rheinmetall, deren 
Umsatz ganz oder teilweise mit der Pro-
duktion von Waffensystemen erwirtschaf-
tet wird. Zumindest versucht er jedoch ein 
Minimum an ethischen Kontrollmechanis-
men umzusetzen, auch wenn diese von der 
Zivilgesellschaft berechtigterweise als völlig 
unzureichend kritisiert werden. Dem Zu-
kunftsfonds sind solche Kriterien dagegen 
völlig fremd, investiert er doch in rund 25 
von den 66 Konzernen, die beim Pensions-
fonds auf der Ausschlussliste stehen. 

… versus Pensionsfonds 

Anders als der Pensionsfonds, der Sozial-
minister Romain Schneider unterstellt ist, 
unterliegt der Zukunftsfonds der Autori-
tät von Finanzminister Pierre Gramegna. 
Als dieser im zuständigen Parlamentsaus-
schuss auf die offensichtliche Inkohärenz 
angesprochen wurde, antwortete er sinn-
gemäß mit einem Achselzucken und sah 
keinen unmittelbaren Handlungsbedarf; 
das Fehlen ethischer Kriterien wird vom 
Finanzminister mit der speziellen Anlage-
strategie des Zukunftsfonds gerechtfertigt. 
Es wird nämlich in Anteile von 11 bör-
sennotierten Investmentfonds (ETF / 
Exchange-Traded Fund) investiert, die 
jeweils einen bestimmten Finanzindex 

abbilden. Dabei hat der Kapitalgeber kei-
nerlei Einfluss auf die Investitionsstrategie 
des Anbieters und kann daher, im Ge-
gensatz zum Pensionsfonds, auch keine 
Ausschlussliste durchsetzen. Angesichts 
der noch relativ niedrigen Gesamtsumme 
des Zukunftsfonds von weniger als 200 
Millionen Euro seien diese Instrumente 
rentabler, da mit relativ geringen Verwal-
tungskosten verbunden, heißt es von Sei-
ten des Finanzministers.

Diese Erklärung kann nicht wirklich über-
zeugen. Erstens wäre es durchaus möglich 
gewesen, die Gelder des Zukunftsfonds 
durch den Pensionsfonds verwalten zu 
lassen. Dadurch hätte es keiner Verdopp-
lung der Verwaltungsstrukturen bedurft 
und die Kriterien des Pensionsfonds für 
eine sozial verantwortliche Politik wären 
automatisch auch auf den Zukunftsfonds 
angewandt worden. Zweitens beinhal-
tet die Argumentation Pierre Gramegnas 
unweigerlich die Aussage, dass Renditen 
wichtiger sind als ethische Beweggründe.

Laut eigenen Aussagen sollen die Erspar-
nisse und Renditen des Zukunftsfonds 

„den künftigen Generationen“ hier in Lu-
xemburg zugutekommen. Welchen Preis 
„die jetzigen Generationen“ in Kriegs- 
und Krisengebieten dafür bezahlen, wird 
nicht berücksichtigt!

Die Investitionspolitik der beiden öf-
fentlichen Fonds muss daher dringend 
überdacht werden. Anstatt ausschließlich 
eine rein profitorientierte Anlagestrategie 
zu verfolgen, die die Folgewirkung auf 
Mensch und Umwelt weitgehend aus-
blendet, sollte der Staat versuchen, die 
Zukunft aktiv mitzugestalten. Dabei wä-
ren Investitionen in erneuerbare Energien, 
Wohnungsbau oder die Solidarwirtschaft 
nicht nur im Interesse einer nachhaltigen 
Entwicklung, sondern auch weit weniger 
riskant.

Fondsindustrie und Rüstungs-
industrie

Angesichts der Summen, die insgesamt in 
Luxemburg von der privaten Fondsindu-
strie gemanagt werden, erscheinen beide 
öffentliche Fonds fast winzig. Von den 
rund 4 000 Milliarden Euro, die hier im 
weltweit zweitgrößten Umschlagplatz für 
Investmentfonds  verwaltet werden, fließt 
unzweifelhaft auch ein beachtlicher Anteil 
in die Rüstungsindustrie. Man kann die 
große Bedeutung des hiesigen Finanzplat-
zes bei der Finanzierung der Waffenpro-
duktion nicht in Abrede stellen: Luxem-
burg ist weit mehr in die internationale 
Rüstungsindustrie verstrickt, als man von 
öffentlicher Seite zugeben möchte. Dar-
über, dass dabei gesetzliche Vorschriften, 
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zum Beispiel in Bezug auf Waffen- und 
Rüstungsindustrie, oftmals mit Füssen ge-
treten werden, wird geflissentlich hinweg 
gesehen.

Im Falle der Streubomben beispielsweise 
besagt das Gesetz, mit dem Luxemburg 
die Osloer Konvention ratifiziert hat, in 
Artikel 3 ganz klar, dass es physischen und 
moralischen Personen untersagt ist, wis-
sentlich Streumunition zu finanzieren. So-
wohl private Fondsgesellschaften als auch 
der öffentliche Zukunftsfonds verstoßen 
offensichtlich gegen dieses nationale Ge-
setz, da sie wissentlich Gelder in solche 
Konzerne investieren. 

Dass derartige Verstöße nicht öfter zutage 
treten, liegt ebenso an der sehr dünnen 
Gesetzeslage in diesem Bereich. Eine sehr 
interessante Studie von Amnesty Interna-
tional Luxembourg  zeigt, dass Luxemburg 
seine internationalen Verpflichtungen bei 
der Verhinderung von Menschenrechts-
verletzungen durch illegale Waffen völlig 
unzureichend in nationales Recht umge-
setzt hat. Außer im Fall der Streubomben 
oder in Bezug auf terroristische Aktivitä-
ten hat der Staat fast keine Maßnahmen 
ergriffen, um die Finanzierung von ille-
galen Waffen oder die Finanzierung von 
Waffen, die für illegale Zwecke benutzt 
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